
Sie haben einen Strafbefehl des
Amtsgerichts Dresden erhalten

und bereits angekündigt, ihn nicht
zu akzeptieren. Worum geht es?

Der Strafbefehl umfasst 20 Tagessät-
ze zu je 170 Euro, also insgesamt
3.400 Euro. Die soll ich bezahlen, weil
ich mit meinem Verhalten deutlich ge-
macht haben soll, dass ich eine Ver-
sammlung von Neonazis habe stören
wollen. Aufgebaut wird der Vorwurf
auf dem Aufruf „Dresden Nazifrei!“
und den Vorgängen um den 13. Febru-
ar 2010, auf den Plakaten, die ja schon
im Vorfeld beschlagnahmt wurden und
die man durch Hausdurchsuchungen
versuchte einzuziehen usw. Und diese
Plakate haben wir ja bewusst hier vor
dem Thüringer Landtag aufgehängt
und ich als Fraktionsvorsitzender war
natürlich dabei, um meine Solidarität
mit den Dresdnern, dem Netzwerk und
dem Aktionsbündnis gegen Neonazi-
Aufmärsche deutlich zu machen. Ich
werte den Strafbefehl als Versuch der
Einschüchterung. Und man findet dann
auch in der Akte einen handschriftli-
chen Vermerk eines Richters vom De-
zember letzten Jahres, der dazu
schreibt, dass die Festsetzung des
Strafbefehls noch viel zu niedrig sei
und dass er meine, dass eine noch viel
höhere die Bestrafung erfolgen müsse
– wegen meines Vorbildcharakters!

Diese Notiz eines Amtsrichters hat
Sie besonders empört…

Weil er seine Notiz am 9. Dezember
2011 schreibt, also in Kenntnis der Na-
ziterrorzelle, in Kenntnis von 13 Jah-
ren Totalversagen der sächsischen Si-
cherheitsbehörden und der sächsischen
Justiz hinsichtlich der Zwickauer Na-
zizelle, deren Mordtaten und Bank-
überfällen. In Kenntnis dieser Dinge
will man mir jetzt klar machen, ich soll
bloß nicht mit zehntausenden Bürgern
in Dresden erneut demonstrieren, soll
nicht mit dafür sorgen, dass wir so vie-
le Demonstranten sind, dass am Ende
die demokratische Gesellschaft auf der

Straße steht und sagt: hier ist kein Platz
für braunen Ungeist. Ein Richter, der
in Kenntnis all dieser Umstände
schreibt, dass die Abschreckungswir-
kung mit den 20 Tagessätzen noch
nicht erreicht sei, der meint tatsächlich,
dass es keinen Widerstand gegen brau-
nen Ungeist geben darf! Ich muss sa-
gen, das empört mich. Nicht weil es
um mich persönlich geht, das muss ich

aushalten. Aber diese Grundhaltung ei-
nes Richters, obwohl in den Vier-
Mächte-Verträgen bei der Entstehung
der Souveränität der Bundesrepublik
Deutschland immer durchgängig fest-
gehalten war, dass faschistische Struk-
turen in Deutschland keine Renais-
sance haben dürfen, dass sie als Ver-
brechen geahndet werden müssen. In
Kenntnis all dessen dann einer Organi-

der Öffentlichkeit präsentieren.“ Es
bestehe die Gefahr, dass sich die Ver-
weigerung der Auskunftserteilung
auch auf den Untersuchungsausschuss
erstrecken kann. „Daher ist eine Neu-
gestaltung des Untersuchungsaus-
schussgesetzes dringend notwendig.“
DIE LINKE hat einen entsprechenden
Gesetzesvorschlag in den parlamenta-
rischen Gang gegeben.

„Der Untersuchungsausschuss muss
sich nun schnell zusammenfinden und
seine nächsten Arbeitsschritte verabre-
den. Die Gemeinsamkeit zwischen al-
len Fraktionen, wie sie bei der Antrag-
stellung zu verzeichnen ist, sollte auch
Richtschnur bei der Arbeit des Aus-
schusses selbst sein“, betonte der Frak-
tionsvorsitzende.

chungsausschuss nicht um die ermitt-
lungstechnische Aufklärung der
schrecklichen Verbrechen des Nazi-
Terrors. Dafür haben der Generalbun-
desanwalt und das Bundeskriminalamt
die Verantwortung sowie die notwen-
dige Kompetenz. Gegenstand der par-
lamentarischen Aufklärung wird die
Beantwortung der Frage sein, inwie-
fern durch Thüringer Behörden - ob
durch eigenes Versagen, aktives Zutun
oder Fehleinschätzungen - die Aufklä-
rung und Verhinderung von Straftaten
blockiert und verunmöglicht wurden“,
so Bodo Ramelow, nach dessen An-
sicht die Indizienkette dafür sehr eng
ist. „Der Untersuchungsausschuss
muss hier Licht ins Dunkel bringen
und die Ergebnisse auch ungeschönt

„Mit dem zwischen allen Fraktionen
abgestimmten Antrag zur Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses über-
nimmt nun das Parlament die Hoheit
über die Aufklärung des Versagens und
der Fehlleistungen der Thüringer Si-
cherheitsbehörden und ist nicht mehr
länger von der Gutwilligkeit und Aus-
kunftsbereitschaft der zu untersuchen-
den Behörden abhängig“, so der Vor-
sitzende der Linksfraktion, Bodo Ra-
melow. Die Fraktionen hatten insbe-
sondere nach der gemeinsamen Sit-
zung des Innen- und des Justizaus-
schusses feststellen müssen, dass Auf-
klärungsbemühungen an der Aus-
kunftsverweigerung des Generalbun-
desanwaltes und der Landesregierung
scheitern. „Es geht uns im Untersu-

Für „Dresden Nazifrei!“ erneut
gemeinsam öffentlich aufgerufen

Untersuchungsausschuss muss Licht ins Dunkel bringen

NACHGEFRAGT bei Bodo Ramelow: „Ja, ich handle vorsätzlich gegen die Verharmlosung des Faschismus“

sation freien Lauf zu lassen, die an-
knüpft an Naziideologie und Nazizeit
und die das Gedenken an die Toten von
Dresden missbrauchen will! Das ist
doch nicht nur irgendeine Nazidemon-
stration, es geht um das Bombarde-
ment auf Dresden am Ende des barba-
rischen Zweiten Weltkrieges, der von
Deutschland ausgelöst wurde. Die be-
rüchtigte „Wannseekonferenz“ jährte

sich zum 70. Mal, die
fabrikmäßige und tech-
nische Vorbereitung
zum Massenmord, zum
Völkermord – das alles
hat damit zu tun, deswe-
gen ist für mich ganz
klar: Faschismus ist kei-
ne Meinungsäußerung,
sondern Faschismus ist
ein Verbrechen, und
wenn Faschismus sich
wieder Raum nimmt,
dann muss die Gesell-
schaft den Raum füllen
mit demokratischer Ge-
sinnung. Das heißt im
Zweifelsfall auch, auf
die Straße gehen und
aufstehen und widerset-
zen.

Sie haben trotz des juristischen
Drucks am 18. Januar gemeinsam
mit Fraktionsvorsitzenden von SPD
und Grünen in Erfurt wieder öffent-
lich Plakate „Dresden Nazifrei!“
aufgehängt. Und wenn die juristi-
schen Mühlen weiter mahlen?

Ich gehe davon aus, dass jemand, der
solche Strafbefehle erlässt und der sol-
che handschriftlichen Vermerke macht,
sich in seinem Tun bestärkt fühlt. Der
wird auch daraus noch den weiteren
Vorsatz ableiten und ich gestehe, ja,
ich handle vorsätzlich, vorsätzlich für
Demokratie, vorsätzlich gegen Hitler-
barbarei, vorsätzlich gegen die Ver-
harmlosung des Faschismus, ich hand-
le vorsätzlich gegen Menschen, die
Rassismus, Antisemitismus und grup-
penspezifische Menschenfeindlichkeit
zur Normalität erklären wollen! Damit
dürfen wir keinen Frieden machen und
da bin ich vorsätzlich handelnd, denn
die Verteidigung der Demokratie, die
Verteidigung unserer Verfassung, die
müssen die Staatsbürger selbst in die
Hand nehmen. Das ist die wirksamste
Waffe gegen den Verfassungsbruch.

Das von Stefan Wogawa geführte

ausführliche Interview mit Bodo Ra-

melow ist vollständig nachlesbar un-

ter: www.die-linke-thl.de

Am 18. Januar haben die Vorsitzenden der Thüringer Landtagsfraktionen von

DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Bodo Ramelow, Uwe Höhn

und Anja Siegesmund -, weitere Abgeordnete der drei Parteien, darunter der

Landesvorsitzende der LINKEN, Knut Korschewsky, und die stellvertretende

Fraktionsvorsitzende Martina Renner, der Thüringer Wirtschaftsminister Matthi-

as Machnig (SPD) sowie Vertreter/-innen von Gewerkschaften und Initiativen ge-

gen Rechts zu Protesten gegen den erneut angekündigten Aufmarsch von Neona-

zis am 18. Februar 2012 in Dresden aufgerufen. Gemeinsam haben die Politiker

in Erfurt, nahe am Landtag, Plakate des Bündnisses „Dresden Nazifrei!“ aufge-

hängt.                                                                                        Foto: Peter Lahn


